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ERKENNTNIS 
 

Der Asylgerichtshof hat gemäß § 61 Abs. 3 Asylgesetz 2005, BGBl I 2005/100 idF BGBl. I 2008/4, (AsylG) und 
66 Abs. 4 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), durch den Richter Mag. Stefan 
HUBER als Einzelrichter über die Beschwerde von M.K., Staatsangehörigkeit: Republik Kosovo, gegen den 
Bescheid des Bundesasylamtes vom 17.07.2008, 07 09.516 EAST Ost, zu Recht erkannt: 
 

Der Beschwerde wird gem. § 68 Abs. 1 AVG und § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG stattgegeben und der bekämpfte 
Bescheid ersatzlos behoben. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

Verfahrensgang: 
 

Der Beschwerdeführer brachte vor, Staatsangehöriger von Serbien und Montenegro und Angehöriger der 
albanischen Volksgruppe zu sein, den im Spruch genannten Namen zu führen und am 23.02.2004 illegal in das 
österreichische Bundesgebiet eingereist zu sein. Er stellte am selben Tag in Österreich einen ersten Antrag auf 
Gewährung von Asyl. 
 

Im Rahmen dieses ersten Asylverfahrens gab der Beschwerdeführer, befragt nach seinen Fluchtgründen im 
Wesentlichen an, dass er seine Heimat verlassen habe, um in Österreich Arbeit zu suchen. Sicherheitsprobleme 
in seiner Heimat habe er nicht. 
 

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 03.03.2004, Zl. 04 03.029-BAG, wies das Bundesasylamt den 
Asylantrag gemäß § 7 AsylG 1997 ab und stellte fest, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder 
Abschiebung des Beschwerdeführers nach Serbien und Montenegro gemäß § 8 AsylG zulässig sei. Begründend 
wurde ausgeführt, dass der Beschwerdeführer seine Heimat ausschließlich aus wirtschaftlichen Gründen 
verlassen habe. 
 

Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeführer fristgerecht Berufung. 
 

Am 12.10.2004 reisten die Ehegattin des Beschwerdeführers, N.K. (protokolliert zu Zahl: B10 260.491 des 
Asylgerichtshofes) und die gemeinsame Tochter, F.K. (protokolliert zu Zahl: B10 260.489 des 
Asylgerichtshofes) in das österreichische Bundesgebiet ein und stellten am selben Tag in Österreich einen 
Antrag auf Gewährung von Asyl. 
 

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 18.04.2005, Zahl: 04 20.888-BAG, wurde der Asylantrag der Ehegattin 
des Beschwerdeführers gemäß § 7 AsylG 1997 abgewiesen (Spruchpunkt I.), weiters festgestellt, dass die 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung der Ehegattin des Beschwerdeführers nach Serbien und 
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Montenegro gemäß § 8 Abs. 1 AsylG zulässig sei (Spruchpunkt II.) sowie die Ehegattin des Beschwerdeführers 
gem. § 8 Abs. 2 AsylG aus dem österreichischen Bundesgebiet ausgewiesen (Spruchpunkt III). 
 

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 18.04.2005, Zahl: 04 20.894-BAG, wurde auch der Asylantrag der 
Tochter des Beschwerdeführers gemäß § 7 AsylG 1997 abgewiesen (Spruchpunkt I.), weiters festgestellt, dass 
die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung der Tochter des Beschwerdeführers nach Serbien und 
Montenegro gemäß § 8 Abs. 1 AsylG zulässig sei (Spruchpunkt II.) sowie die Tochter des Beschwerdeführers 
gem. § 8 Abs. 2 AsylG aus dem österreichischen Bundesgebiet ausgewiesen (Spruchpunkt III). 
 

Mit Schreiben von 09.05.2005 wurde sowohl der die Ehegattin als auch der die Tochter des Beschwerdeführers 
betreffende Bescheid fristgerecht angefochten. 
 

Mit Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 15.06.2007, GZ: 248.082/0/1E-XII/05/04, wurde die 
Berufung des Beschwerdeführers gemäß § 7 AsylG abgewiesen und die Zurückweisung, Zurückschiebung oder 
Abschiebung des Beschwerdeführers gemäß § 8 AsylG nach Serbien (Provinz Kosovo) für zulässig erklärt. 
 

Am 12.10.2007 stellte der Beschwerdeführer neuerlich einen Antrag auf internationalen Schutz. Anlässlich der 
am selben Tag durchgeführten Erstbefragung durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes gab der 
Beschwerdeführer, befragt nach seinen Fluchtgründen an, dass seine Fluchtgründe die selben wären, wie jene, 
die er bei seinem ersten Asylantrag angegeben habe. Es suche nun jedoch neuerliche um Asyl an, weil seine Frau 
schwer herzkrank und daher auf ihn angewiesen sei. 
 

Im Rahmen der erstinstanzlichen Einvernahmen am 18.10.2007 und am 23.04.2008 brachte der 
Beschwerdeführer im Wesentlichen vor, dass sich seine Gattin und seine Tochter in Österreich befinden würden. 
Seine Frau sei sehr krank, der Beschwerdeführer könne sie nicht alleine lassen. 
 

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 17.07.2008, Zahl: 07 09.516-EAST-Ost, wurde der Antrag auf 
internationalem Schutz vom 12.10.2007 gemäß § 68 Abs. 1 AVG wegen entschiedener Sache zurückgewiesen 
und der Beschwerdeführer gemäß § 10 Abs. 1 AsylG aus dem österreichischen Bundesgebiet in den Kosovo 
ausgewiesen. Begründend wurde ausgeführt, dass der Beschwerdeführer im Vergleich zum Erstverfahren keinen 
neuen, entscheidungsrelevanten Sachverhalt vorgebracht hat und ein solcher auch nicht festgestellt werden 
konnte. Die zur Begründung des neuerlichen Asylantrages geltend gemachten Gründe hätten schon vor Eintritt 
der Rechtskraft des ersten Bescheides bestanden. 
 

Gegen den Bescheid richtet sich die gegenständliche fristgerechte Beschwerde, in welcher der Beschwerdeführer 
ausführt, dass er mit der Einbringung des Antrages auf internationalen Schutz vom 12.10.2007 beabsichtigt habe, 
einen Antrag im Rahmen des Familienverfahrens gemäß § 34 Abs. Z 3 AsylG 2005 zu stellen. Die 
Asylverfahren seiner Ehefrau, N.K., und jenes der gemeinsamen Tochter, F.K., wären gegenwärtig 
berufungsanhängig. Der Beschwerdeführer sei mit seiner Frau seit 25 Jahren verheiratet. Die Eheschließung sei 
bereits lange Zeit vor der Flucht nach Österreich erfolgt. F.K. sei die gemeinsame minderjährige Tochter. Damit 
erfülle er die Voraussetzungen der Familienangehörigeneigenschaft iSd § 2 Abs 1 Z 22 AsylG 2005. 
 

Obwohl der Beschwerdeführer beabsichtigt habe, einen Asylantrag im Rahmen des Familienverfahrens zu 
stellen, sei sein Antrag vom 12.10.2007 offenbar wieder als originärer Antrag gewertet worden, ohne den 
Beschwerdeführer in entsprechender Weise zu manuduzieren. Sein eigentliches "Anliegen" sei für die Behörde 
erster Instanz leicht ersichtlich, zumindest aber leicht zu ermitteln gewesen. 
 

Um von einer entschiedenen Sache iSd § 68 AVG sprechen zu können, sei es nicht ausreichend, dass nur der 
zugrunde liegende Sachverhalt und die Rechtslage im Wesentlichen unverändert geblieben seien, vielmehr sei 
auch darauf einzugehen, ob sich das ursprüngliche Parteinbegehren des früheren mit jenem des späteren 
Antrages deckt. Nach der Rechtssprechung zu dieser Bestimmung lägen verschiedenen Sachen im Sinne des § 
68 Abs 1 AVG vor, wenn in der für den Vorbescheid als maßgeblich erachteten tatsächlichen Umständen eine 
Änderung eingetreten sei oder wenn das neue Parteibegehren von dem früheren abweiche. Da der vom 
Beschwerdeführer im Jahr 2004 eingebrachte Asylantrag und jener vom 12.10.2007 unterschiedliche Begehren 
beinhalten würden, könne es sich schon aus diesem Grund keinesfalls um eine entschiedene Sache iSd § 68 
AVG handeln und hätte das Bundesasylamt ein Familienverfahren durchführen müssen. 
 

Mit einer Ausweisung werde zudem in sein durch Art 8 MRK geschütztes Recht auf Privat- und Familienleben 
eingegriffen. Sein weiterer Verbleib in Österreich gefährde das öffentliche Interesse in keiner Weise und stelle 
keine Gefahr für ein geordnetes Fremdenwesen dar. 
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Mit Beschluss des Asylgerichtshofes vom 30.07.2008 wurde der Beschwerde gegen Spruchpunkt II der 
angefochtenen Bescheides vom 17.07.2008, Zahl: 07 09.516-EAST-Ost, gemäß § 37 Abs 1 AsylG die 
aufschiebenden Wirkung zuerkannt. Begründend wurde ausgeführt, dass eine hinreichende Einschätzung 
bezüglich des realen Risikos einer Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den Herkunftsstaat 
des Beschwerdeführers in Hinblick auf eine mögliche Verletzung von Art 8 EMRK aufgrund der besonderen 
Gegebenheiten in der kurzen Frist des § 36 Abs 4 AsylG nicht getroffen werden könne. Eine derartige 
Gefährdung sei aufgrund des Vorbringens, dass sich sowohl die Ehegattin als auch die gemeinsame Tochter des 
Beschwerdeführers im Rahmen eines laufenden Asylverfahrens in Österreich befinden, nicht a priori 
auszuschließen. 
 

Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

Gemäß § 68 Abs. 1 AVG sind Anbringen von Beteiligten, die außer den Fällen der §§ 69 und 71 die Abänderung 
eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, wenn die Behörde nicht Anlass 
zu einer Verfügung gemäß den Absätzen 2 bis 4 findet, wegen entschiedener Sache zurückzuweisen. Diesem 
ausdrücklichen Begehren auf Abänderung steht ein Ansuchen gleich, das bezweckt, eine Sache erneut inhaltlich 
zu behandeln, die bereits rechtskräftig entschieden ist (VwGH v. 30.09.1994, Zl. 94/08/0183; VwGH v. 
30.05.1995, Zl. 93/08/0207; VwGH v. 09.09.1999, Zl. 97/21/0913; VwGH 

v. 07.06.2000, Zl. 99/01/0321). 
 

Entschiedene Sache liegt immer dann vor, wenn sich gegenüber dem früheren Bescheid weder die Rechtslage 
noch der wesentliche Sachverhalt geändert haben und sich das neue Parteibegehren im Wesentlichen mit dem 
früheren deckt (VwGH v. 09.09.1999, Zl. 97/21/0913; VwGH v. 27.9.2000, Zl. 98/12/0057; VwGH v. 
25.4.2002, Zl. 2000/07/0235). Aus § 68 AVG ergibt sich, dass Bescheide mit Eintritt ihrer Unanfechtbarkeit 
auch prinzipiell unwiderrufbar werden, sofern nicht anderes ausdrücklich normiert ist. Über die mit einem 
rechtswirksamen Bescheid erledigte Sache darf nicht neuerlich entschieden werden. Nur eine wesentliche 
Änderung des Sachverhaltes - nicht bloß von Nebenumständen - kann zu einer neuerlichen Entscheidung führen 
(vgl. z.B. VwGH v. 27.09.2000, Zl. 98/12/0057; siehe weiters die bei Walter/Thienel, Die österreichischen 
Verwaltungsverfahrensgesetze, Bd. I, 2. Aufl. 1998, E 80 zu § 68 AVG wiedergegebene Judikatur). 
 

Ist Sache der Entscheidung der Rechtsmittelbehörde nur die Frage der Rechtmäßigkeit der Zurückweisung, darf 
sie demnach nur über die Frage entscheiden, ob die Zurückweisung durch die Vorinstanz zu Recht erfolgt ist 
oder nicht, und hat dementsprechend - bei einer Zurückweisung wegen entschiedener Sache - entweder (im Falle 
des Vorliegens entschiedener Sache) das Rechtsmittel abzuweisen oder (im Falle der Unrichtigkeit dieser 
Auffassung) den bekämpften Bescheid ersatzlos mit der Konsequenz zu beheben, dass die erstinstanzliche 
Behörde in Bindung an die Auffassung der Rechtsmittelbehörde den gestellten Antrag jedenfalls nicht neuerlich 
wegen entschiedener Sache zurückweisen darf. Es ist der Rechtsmittelbehörde aber verwehrt, über den Antrag 
selbst meritorisch zu entscheiden (vgl. VwGH v. 30.05.1995, Zl. 93/08/0207). 
 

Für den erkennenden Gerichtshof ist Sache des gegenständlichen Verfahrens im Sinne des § 66 Abs. 4 AVG 
demnach ausschließlich die Frage, ob die erstinstanzliche Behörde den neuerlichen Asylantrag zu Recht gemäß § 
68 Abs. 1 AVG zurückgewiesen hat. 
 

Dies ist aufgrund folgender Erwägungen zu verneinen: 
 

Gemäß § 61 Abs. 3 Z 1 lit. c AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter über Beschwerden 
gegen zurückweisende Bescheide wegen entschiedener Sache gemäß § 68 Abs. 1 AVG. Gemäß § 61 Abs. 3 Z 2 
AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter über Beschwerden gegen die mit dieser 
Entscheidung verbundenen Ausweisung. 
 

Gemäß § 23 Abs.1 Asylgerichtshofgesetz (Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz; Art. 1 BG BGBl. I Nr. 4/2008 
idF BGBl. I Nr. 147/2008) sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100 nicht 
anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an 
die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. 
 

Gemäß § 2 Abs. 1 Z 22 AsylG 2005 ist Familienangehöriger: wer Elternteil eines minderjährigen Kindes, 
Ehegatte oder zum Zeitpunkt der Antragstellung unverheiratetes minderjähriges Kind eines Asylwerbers oder 
eines Fremden ist, dem der Status des subsidiär Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten zuerkannt wurde, 
sofern die Familieneigenschaft bei Ehegatten bereits im Herkunftsstaat bestanden hat. 
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Gemäß § 34 Abs. 4 AsylG 2005 hat die Behörde Anträge von Familienangehörigen eines Asylwerbers gesondert 
zu prüfen; die Verfahren sind unter einem zu führen und es erhalten alle Familienangehörigen den gleichen 
Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsidiär Schutzberechtigten 
zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle Anträge wären 
als unzulässig zurückzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhält einen gesonderten Bescheid. 
 

Die Ehegattin des Beschwerdeführers, N.K., und deren gemeinsame Tochter, F.K., haben am 10.12.2004 
ebenfalls einen Antrag auf Gewährung von Asyl gestellt. Die Verfahren wurden mit Bescheiden des 
Bundesasylamtes vom 18.04.2005 gemäß §§ 7, 8 AsylG 1997 abgewiesen. 
 

Dagegen haben die Mutter und die Tochter des Beschwerdeführers fristgerecht am 09.05.2005 Berufung (in der 
Folge als Beschwerde bezeichnet) erhoben. 
 

Der Verwaltungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis vom 11.11.2008, GZ: 2008/23/1251 ausgesprochen, dass 
"laut Erläuterungen zur Regierungsvorlage (120 BlgNR 22.GP, 10) Familienverfahren zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt erkannt und geführt werden müssen. Daraus ergibt sich, dass es zur Einleitung eines 
Familienverfahrens nicht darauf ankomme, ob formal ein Asylantrag iSd § 3 AsylG 1997 oder ein "Antrag auf 
Gewährung desselben Schutzes" iSd § 10 ASylG 1997 eingebracht wurde. Vielmehr hat die Behörde, sobald ein 
Familienangehöriger iSd § 1 Z 6 AsylG 1997 einen derartigen Antrag stellt, jedenfalls die Bestimmungen über 
das Familienverfahren anzuwenden. Daher wäre dieser Antrag jedenfalls unter dem Aspekt des § 10 AsylG zu 
prüfen gewesen, da § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG die Führung eines Familienverfahrens gerade schon dann gebietet, 
wenn ein Asylverfahren eines Angehörigen (noch) anhängig ist. Vor diesem Hintergrund entsprach es nicht der 
Rechtslage, den Asylantrag des Beschwerdeführers wegen entschiedener Sache zurückzuweisen. Der 
Berufungsbehörde war es verwehrt, über den Antrag selbst meritorisch zu entscheiden, weshalb sie den Bescheid 
des Bundesasylamts ersatzlos zu beheben gehabt hätte." 
 

Die Regelungen des durch die AsylG-Novelle 2003 eingeführten § 10 AsylG 1997 wurden nahezu unverändert 
in § 34 AsylG 2005 übernommen. Das angeführte Erkenntnis ist somit auch für die im gegebenen Fall 
anzuwendende Rechtslage nach dem AsylG 2005 maßgeblich. 
 

Im vorliegenden Fall waren die Asylverfahren der Ehegattin und der Tochter des Beschwerdeführers zum 
Zeitpunkt der Einbringung des gegenständlichen Antrages des Beschwerdeführers beim Unabhängigen 
Bundesasylsenat anhängig. Der Beschwerdeführer hat seinen zweiten Antrag, der zudem ein im Vergleich zu 
seinem am 23.02.2004 gestellten Antrag ein geändertes Parteibegehren enthält, somit als Familienangehöriger 
(iSd § 2 Abs 1 Z 22 AsylG 2005) von Asylwerbern (§ 34 Abs 1 Z 3 AsylG) eingebracht. Wie sich aus den 
vorstehenden Ausführungen zum Familienverfahren ergibt, wäre dieser Antrag daher jedenfalls unter dem 
Aspekt des § 34 AsylG zu prüfen gewesen. 
 

Vor diesem Hintergrund entsprach es im konkreten Fall nicht der Judikatur des VwGH, den Asylantrag des 
Beschwerdeführers wegen entschiedener Sache zurückzuweisen. 
 

Lediglich ergänzend sei festgehalten, dass mit Erkenntnissen des Asylgerichtshofes vom heutigen Tag den 
Beschwerden der Ehegattin und der Tochter des Beschwerdeführers stattgegeben und die betreffenden Bescheide 
gemäß § 66 Abs 2 AVG behoben wurden. Begründend wurde im Wesentlichen ausgeführt, dass es die Behörde 
erster Instanz unterlassen habe, Ermittlungen hinsichtlich der vorgebrachten Herzkrankheit der Ehegattin des 
Beschwerdeführers durchzuführen und das Verfahren daher mangelhaft sei. 
 

Es war sohin spruchgemäß zu entscheiden. 


